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Juli 2001 

Ems-Zeitung 13.07.2001 

 

Zumutbarkeitsregeln für Arbeitslose durch Gesetzentwurf klarer 

Es war den allermeisten Arbeitslosen nicht zuzumuten, pau-

schal als Drückeberger dargestellt zu werden. Forderungen 

nach genereller Kürzung beim Arbeitslosengeld waren mit der 

SPD deshalb nicht zu machen. Sie trugen auch nichts zur 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit bei. „Aktivieren ist der 

Grundgedanke des Job-Aktiv-Gesetzes;“ erklärte der stellver-

tretende SPD-Kreisvorsitzende Peter Raske zu der Debatte 

über die Zumutbarkeitsregeln und Änderungen im Job-Aktiv-

Gesetz. Eine aktive Mitwirkung der Arbeitslosen sollte selbst-

verständlich sein. Die Klarstellung war aber notwendig, weil 

der bisherige Gesetzestext nicht eindeutig war. 

Aktivieren war der Grundgedanke des Job-Aktiv-Gesetzes. 

Das fing bei der Arbeitsvermittlung an. Die Arbeitsämter 

wurden stärker als bisher verpflichtet, sich aktiv um den 

einzelnen Arbeitslosen zu bemühen und individuell zuge-

schnittene Angebote zu unterbreiten. Dem stand die Pflicht der 

Arbeitslosen gegenüber, soweit wie möglich selbst aktiv zur 

Beendigung der Arbeitslosigkeit beizutragen. Deshalb stellte 
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der Gesetzentwurf klar, dass jeder Arbeitslose bereits bei der 

Anbahnung einer möglichen Arbeitsaufnahme oder Qualifi-

zierungsmassnahme aktiv mitwirken musste. Das hieß, der 

Arbeitslose sollte zum Beispiel unverzüglich einen Vorstel-

lungstermin mit dem potenziellen Arbeitgeber vereinbaren. Er 

durfte auch nicht ohne wichtigen Grund einen vereinbarten 

Termin versäumen oder durch unangemessenes Verhalten im 

Vorstellungsgespräch eine Arbeitsaufnahme verhindern. Wer 

diese Regeln nicht befolgte, sollte eine Sperrzeit von zwölf 

Wochen für Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe erhalten. 

„Dies erscheint schon aus Gründen der Gerechtigkeit gegen-

über den Beitragszahlern, die ja die Leistungen finanzieren, 

gerechtfertigt,“ so Peter Raske. Flankierend dazu forderte die 

SPD im Emsland die Ausweitung der Programme „Arbeit statt 

Sozialhilfe“, damit den Arbeitslosen auch ein entsprechender 

Arbeitsplatz angeboten werden konnte. 

 
 

August 2001 

Ems-Zeitung 01.08.2001 
 

Soziale Hilfe soziale Härte 

Zur gegenwärtigen Diskussion um Sozialhilfe und Beschäfti-

gungssicherung forderte die emsländische SPD die CDU auf, 

nicht das bestehende Sozialstaatsprinzip in Frage zu stellen. 

Mit dem Schlagwort Missbrauch wollten Opposition und 

Wirtschaftsverbände bestehende Schutzgesetze abschaffen 

oder einschränken. 

Statt mit greifbaren Lösungen, wie zum Beispiel Eingliede-

rungshilfen, gezielten Betreuungsmöglichkeiten und wirk-

samen arbeitsmarktpolitischen Mitteln praktische Hilfen zur 

Bekämpfung der Arbeitslosigkeit anzubieten, zettelte die CDU 

eine Missbrauchsdebatte an. 

Dabei waren zwei Drittel der von Sozialhilfe lebenden Men-

schen gar nicht erwerbsfähig, weil sie Kinder, Alte, Kranke 

oder allein Erziehende waren. Nur ein Drittel der Sozialhil-

feempfänger konnten demnach tatsächlich beschäftigt werden. 

Hiervon waren bereits zahlreiche teilzeitbeschäftigt oder bezo-

gen so geringe Einkommen, dass sie zur Sicherung ihrer Exis-

tenz ergänzende Sozialhilfe benötigten. Dies machte es auch 

im Emsland zusehends schwieriger, mit den Projekten des 

Landkreises die Sozialhilfekosten zu senken. 

Es gab für den genannten Personenkreis auch im Emsland 

keine ausreichende Zahl freier Stellen, um zum Beispiel allein 

Erziehenden mit Kleinstkindern eine Arbeitsaufnahme zu 

ermöglichen. 

Sozialhilfeempfänger waren bereits nach bestehendem Recht 

zur Aufnahme einer Arbeit verpflichtet. Das "Modell Koch", 

die Zahl der Sozialhilfeempfänger in wenigen Jahren zu hal-

bieren, machte vorrangig deutlich, dass es der CDU/CSU aus-

schließlich um Polemik und nicht um die Lösung von Sach-

fragen ging. 

Solide hingegen waren die Pilotprojekte, mit denen das Bun-

desarbeitsministerium die bessere Verzahnung von Arbeits- 

und Sozialamtsleistungen testete. Kern des Modells war, Ar-

beitsfähigen einen Arbeitsplatz und zugleich auch notwendige 

Hilfen wie Kinderbetreuung, Fahrtkostenzuschuss und Qualifi-

zierungsmaßnahmen anzubieten. Für Peter Raske stand fest: 

„Wir brauchen weder ein neues, weiteres Experimentierfeld 

noch pauschale Leistungskürzungen!“ 

Mit dem JOB-AKTIV-Gesetz zielte die Bundesregierung auf 

eine durchgreifende Modernisierung der Arbeitsförderung und 
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setzte dabei auf eine aktive Arbeitsmarktpolitik. Kernstück der 

Reform der Arbeitsförderung war die Verbesserung und Be-

schleunigung der Arbeitsvermittlung, die bessere Vereinbar-

keit von Familie und Beruf sowie die Stärkung der beruflichen 

Qualifizierung. 

Häufig waren Qualifizierungsdefizite Ursache für die Arbeits-

losigkeit. Auch die Arbeitgeber klagten über Qualifizierungs-

versäumnisse und Fachkräftemangel. Deshalb hatte die Bun-

desregierung gehandelt. Im neuen Betriebsverfassungsgesetz 

hatte der Betriebsrat in beschäftigungssichernden Fragen ein 

wirkliches Initiativrecht und konnte frühzeitig seine Betei-

ligung einfordern, um mit der Durchführung von inner- und 

außerbetrieblichen Qualifizierungsmaßnahmen diesem Defizit 

zu entgegnen. 

Ebenso galt es, das hohe Potenzial an Überstunden schrittweise 

in neu zu schaffende Arbeitsplätze umzuwandeln. Das Volu-

men der Mehrarbeitsstunden machte deutlich, welche frucht-

bare Debatte die Betriebspar-teien führen könnten. Für maß-

geschneiderten Qualifizierungsmaßnahmen hatte der Betriebs-

rat gute Gestaltungsspielräume, die offensiv genutzt werden 

sollten. 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
 

 

 
Ems-Zeitung 20.08.2001 

Scharping schießt daneben  
Der Vorschlag des stellvertretenden SPD-Parteivorsitzenden 

Rudolf Scharping, jugendliche erwerbsfähige Sozialhilfeem-

pfänger in der Kranken- und Altenpflege einzusetzen, löste bei 

SPD-Mitgliedern im Emsland Unverständnis aus. 

Peter Raske erinnerte daran, dass der Bundestag vor Beginn 

des Sommerlochs 2001 das Pflegequalitätssicherungsgesetz 

verabschiedet hatte. "Sollen etwa die Träger ambulanter und 

stationärer Pflege dem Willen des Gesetzgebers jetzt mit 

jugendlichen Aushilfskräften gerecht werden?“ kritisierte 

Raske den Vorstoß des Bundes-ministers. 

Jeder Versuch, arbeitslose Jugendliche in Ausbildung und 

Arbeit einzugliedern, müsste unterstützt werden. Warnen 

müsste man jedoch vor vermeintlichen Patentrezepten. Der 

Bundesverteidigungsminister schoss über das Ziel hinaus. 

Sinnvolle Vorschläge zur Reform der Sozialhilfe wurden von 

den Wohlfahrtsverbänden schon vor einem Jahr gemacht. 

So forderte die Arbeiterwohlfahrt im Oktober 2000 eine Leit-

stelle für Arbeit. Beim Arbeitsamt sollten die Bereiche der 

finanziellen und Beratungsleistungen vor Ort voneinander 

getrennt werden und die Leistungen zur Beschäftigungsförde-

rung in einer vom örtlichem Arbeitsamt, Sozialamt und 

Jugendamt gemeinsam geführten Beschäftigungsförderungs-

stelle organisiert werden. 

Ems-Zeitung  24.08.2001  
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